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An das 

Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

f.1inoritenplatz 5 

1014 Wie n 

RA!lI1ag.H/1311 

Datum: 3 O. APR. 1986 

i;:~'i Entwurf eines Bund0sgesetzes, mit dem das Tier­
versuchsgcsetz, BGBl.Nr.184/197~, gelindert wird; 

9.4.1986 

Der Osterrcichi:jche Arbeiterkammertag beehrt sich mitzuteilen, d&-ß 

die Zielsetzung des Entwurfes, Tierversuche auf ein notwendiges 

f,Linirnum zu beschränken, begrUßt wird. Die vorgeschlagene Textierung 

läBt allerdings der BC\'lllligungsbehörde einen wei ten Entscheidunes­

~picl1'iJ.um. So ~jnd die 111l § 3 gellanntcn Kriterien, die zur Voraus­

seL~lmg (!incr B'~,'lilLLgung notwendig sind (berechtigtes Interesse, 

keine Möglichkeit,die Versuchsziele mit anderen Methoden zu errei­

chen) auch eine WCl'tungsfrage. Ebenso verhält es sich mit der Ein­

sehätzung,ou "berechtigte Zweifel" vorliegen. Wobei in diesem Zu­

sammenhang eine Verwaltungsbehörde zu entscheiden llat, ob gesicherte 

wi ssensehaft 1 i ehe Er!(cnntni sse vorl iegen oder nieh t. Dj. e 11 gesiche rten 

W1 ssent:;chaft 1 iellen Erkcnntni sse 11, die im konkreten Einze 1 fall wahr­

scheinlich immer äußerst umstritten sein werden, können aber unter 

UmsUinucn nur· durch elnen erneuten Versuch widerlegt wel~den, den 

die Behörde zu genehmigen hat, für die in diesem Bereich gesicherte 

Erkenntnisse vorliegen. Da aber nur eine Veröffentlichungspflicht 

des Zwecks und uer Ergebnisse des Versuches und nicht auch der 

rkthtlrUk d'o,s Versuchs vorgesehen ist, wird jeder nceativc B'~'s~lwid 

deI' Bchöt'de ah; willkUl'liche Verhinderung von Fon,chungstäUgkeit 

cr'.::;chcinen. Ztl~,~iLzlich erhebt sjch elLe Frage, ob ejne mit dem 
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C. Cl.llt 

konk ['e tc'n Stand de r Fo ['schune; nich t: vertrau te Pe rson übe rhaup t 

in der Lage ist, wissenschaftlich sinnvolle Versuche von anderen 

zu unterscheiden, die öfters auch in den Fachpublikationen sehr 

unterschiedlich beurteilt werden, wovon wiederum Wissenschaft und 

Forschung in nicht unerheblichem Ausmaß profitieren. 

Die Veröffentlichungspflicht des Zwecks und der Ergebnisse von 

Tierversuchen kann entweder völlig allgemein und damit nichts­

sO[;t;nd gehandh~lbt werden, oder im anderen Fa] 1 dazu führen, clctß 

zumindest die komlflerziclle Forschung aus Österreich verdränr;t wird. 

Es wird demcntsprechend sehr auf die Qualifikation der Mitarbciter 

dcr lk~v.'illigungsbehörde ankommen, um das Gesetz einerseits effektiv 

umzusetzen, ohne andererseits den wissenschaftlichen ~ortschritt 

zu heHilnen. E:3 wtirc deshel b wünschen~:;we rt, nach ande ren Lösung:s-

möglichkei ten zu suchen und den Entwurf elltsprechend zu überclrbei_ ten. 

Zusätzlich wäre zu überlegen - um eine einhei tliche BewjlUgunr;spraxi' 

zu gewährleisterl und Mehrfachansuchen zu verhindern -,die Bcwilli­

gungskompetenz bei einem Ministerium zu konzentrieren. 

D L~ l' Pt' ii :; j d ,? n t : 
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